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» DSGVO – ein
zweischneidiges Schwert »
Am 25. Mai 2018 ist es soweit: Die bis dato leider noch mit vielen offenen Fragen 
behaftete EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) tritt in Kraft. 

In Anbetracht der aktuellen Facebook-Datenaffäre und anderer Datenmissbrauchs-
fälle ist es verständlich, dass der Umgang mit persönlichen, schützenswerten 
Daten nun massiv reguliert wird.  Konzerne, wie google oder amazon verfügen über 
Datensammlungen, mit denen durchaus großer Schaden angerichtet werden kann. 
Genau davor soll die DSGVO schützen und droht mit sehr hohen Strafen.

Wie viele Regeln aus der EU, ist auch diese Verordnung überschießend und trifft 
so alle Unternehmer. Wir können nur hoffen, dass die Datenschutzkommission 
in Österreich bei der Umsetzung und Kontrolle das richtige Maß findet und sehr 
wohl zwischen „Datensammelkonzernen“ und Klein- und Mittelbetrieben zu 
unterscheiden weiß. 

Auf einige grundsätzliche Vorgaben werden wir uns wohl einstellen müssen.  
Wichtig ist, sich mit den Datenströmen im eigenen Unternehmen auseinander-
zusetzen und diese zu dokumentieren. Personenbezogene Daten sollen nur dort 
genutzt werden, wo es wirklich notwendig ist. Es ist dafür zu sorgen, dass sie rich-
tig – also auch aktuell – sind, und die Speicherung zeitlich begrenzt wird. Für die 
Betroffenen gibt es das Recht auf Information über die verwendeten Daten, das 
Recht auf Löschung der Daten und das Recht auf Datenübertragung. Im Bereich 
Datensicherheit muss ein angemessenes Schutzniveau geboten werden.

Unterstützung bei der Umsetzung dieser Vorschriften bieten die Softwareanbie-
ter, die Wirtschaftskammer und die Kammervertretungen der freien Berufe. 

Auch wir überprüfen in unserer Kanzlei die vorhandenen Systeme und Prozesse 
im Hinblick auf die Bestimmungen der DSGVO und werden weiterhin mit der 
gewohnten Sorgfalt und Verschwiegenheit für Sie tätig sein.
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»Abzugsfähigkeit von Werbungskosten »

»Umwandlung von schlichtem Miteigentum in Wohnungseigentum »

Einkommensteuer

Nach Ansicht der Finanz stellt die Um-
wandlung von schlichtem Miteigentum 
in Wohnungseigentum (und umge-
kehrt) keinen ertragsteuerpflichtigen 
Veräußerungsvorgang dar, soweit sich 
die wirtschaftlichen Eigentumsverhält-
nisse nicht ändern. Es handelt sich dabei 
in der Regel lediglich um eine Konkreti-
sierung der bisherigen Miteigentums-
anteile, wobei das Wohnungseigentum 
an die Stelle des bisherigen Miteigen-
tums tritt. Eine Steuerpflicht kann je-
doch dann entstehen, wenn infolge der 
Verschiebung der Wertverhältnisse eine 
Ausgleichszahlung in einer bestimmten 
Höhe (mindestens 50 % des von der Ver-
schiebung betroffenen anteiligen ge-
meinen Wertes) geleistet wird.

Umsatzsteuer

Wurde das bisher im Miteigentum ste-
hende Gebäude von der Miteigentums-
gemeinschaft umsatzsteuerpflichtig 
vermietet, kommt es im Zuge der Um-
wandlung in Wohnungseigentum zu 
einem steuerfreien Eigenverbrauch. 
Durch die Änderung des Verwendungs-
zweckes (zunächst umsatzsteuerpflich-

tige Vermietungsumsätze, anschließend 
ein umsatzsteuerfreier Umsatz) kann 
es unter bestimmten Voraussetzungen 
innerhalb der gesetzlich vorgesehenen 
Fristen zu einer Berichtigung (Korrektur) 
des Vorsteuerabzuges und damit zu ei-
ner Rückzahlung von Vorsteuerbeträgen 
an das Finanzamt kommen.

Grunderwerbsteuer

Darüber hinaus ist zu beachten, dass 
eine Parifizierung einer Liegenschaft 
auch Grunderwerbsteuerpflicht aus-
lösen kann. Das ist insbesondere dann 
der Fall, wenn im Zuge der Parifizierung 
eine Übertragung von früheren Mitei-
gentumsanteilen erfolgt; wenn sich also 
die bisherigen Anteile verschieben. Im 
Ausmaß der Verschiebung der Miteigen-
tumsanteile liegt ein grunderwerbsteu-
erpflichtiger Vorgang vor.

ECA-Steuertipp:

Wenn Sie eine derartige Parifizierung 
planen, empfiehlt sich bereits im Vor-
feld eine genaue Prüfung des Falles mit 
all seinen Konsequenzen. Bei der steuer-
optimalen Gestaltung und Umsetzung 
unterstützen und beraten wir Sie gerne!

Ob bestimmte Werbungskosten zur Er-
werbung, Sicherung oder Erhaltung der 
Einnahmen notwendig sind oder bloß 
Aufwendungen, die die private Lebens-
führung betreffen, ist immer wieder ein 
Streitpunkt mit der Finanz.

Das Bundesfinanzgericht (BFG) stell-
te fest, dass es bei der Beurteilung der 
steuerlichen Abzugsfähigkeit von Auf-
wendungen oder Ausgaben, die in glei-
cher Weise mit der beruflichen Tätigkeit 
wie mit der privaten Lebensführung 
zusammenhängen können, darauf an-
kommt, ob diese Kosten für die Erwerbs-
tätigkeit notwendig sind.

Dabei ist das Kriterium der Notwendig-
keit nicht dahingehend zu verstehen, 
dass die berufliche Tätigkeit ohne die-
se Aufwendungen unter keinen Um-
ständen denkbar wäre, sondern ob sie 
nach dem Urteil gerecht und billig den-
kender Menschen für eine bestimmte 
Tätigkeit unzweifelhaft sinnvoll sind.  

Nach Ansicht des BFG sei daher für die 
Frage der steuerlichen Geltendmachung 
von Aufwendungen als Werbungskos-
ten ein weniger strenger Maßstab anzu-
setzen.

So sind in einem Erkenntnis des BFG 
betreffend einer Key Account Ma- 
nagerin beispielsweise die Kosten für 
ein Navigationssystem entsprechend 
der beruflichen und privaten Nutzung 
aufzuteilen und jener Teil, der als beruf-
lich veranlasst anzusehen ist, als Wer-
bungskosten steuerlich abzugsfähig.

In einem weiteren Fall urteilte das BFG, 
dass auch die Kosten im Zusammen-
hang mit einer „Arbeitswohnung“, die 
ausschließlich beruflich und nicht zu 
Wohnzwecken genutzt wird unter Be-
rücksichtigung der konkreten Umstände 
dieses Einzelfalls, zur Gänze als Wer-
bungskosten anzuerkennen sind. An-
erkannte Aufwände waren hier die Ab-
schreibung, Strom und Betriebskosten. 

Ob, beziehungsweise inwieweit Auf-
wendungen tatsächlich Ausgaben zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung 
der Einnahmen darstellen und damit 
als Werbungskosten steuermindernd 
geltend gemacht werden können, ist 
stets anhand der Umstände im jewei-
ligen Einzelfall zu beurteilen. Aufgrund 
unterschiedlicher Tätigkeiten und Not-
wendigkeiten kann die gleiche Ausgabe 
in einem Fall steuerlich absetzbar sein, 
in einem anders gelagerten Fall hinge-
gen nicht.

Darüber hinaus ist zu beachten, dass die 
Aufwendungen der Finanz gegenüber 
bei Bedarf auch mit Rechnungen, Zah-
lungsbelegen und anderen Beweismit-
teln nachgewiesen werden müssen!

Wird ein Wohnhaus erstmalig pari-
fiziert und die Wohnungen in Eigen-
tumswohnungen umgewandelt, wird 
aus bisherigem schlichten Miteigentum 
bzw. Alleineigentum dann Wohnungs-
eigentum.

Bei der Begründung von Wohnungsei-
gentum sind zahlreiche steuerliche As-
pekte zu beachten.

Während das ideelle Miteigentum 
lediglich einen prozentuellen Eigen-
tumsanteil am gesamten Grundstück 
vermittelt, handelt es sich beim Woh-
nungseigentum um das dem Miteigen-
tümer einer Liegenschaft oder einer 
Eigentümerpartnerschaft eingeräumte 
dingliche Recht, ein Wohnungseigen-
tumsobjekt ausschließlich zu nutzen 
und alleine darüber zu verfügen.

Im Gegensatz zum ideellen Miteigen-
tümer kann ein Wohnungseigentümer 
seine zugerechnete Wohneinheit daher 
auch verkaufen oder vermieten. 

Folgende steuerliche Konsequenzen 
sind bei der Begründung von Woh-
nungseigentum besonders zu beach-
ten:
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»Betriebsverkauf im Pensionsfall »
Wenn am Ende der Unternehmerlauf-
bahn der Verkauf des Betriebes bevor-
steht sind auch steuerliche Konse-
quenzen zu betrachten.

Bei einem Einzelunternehmen oder 
Mitunternehmeranteil ist ein Veräuße-
rungsgewinn zu ermitteln, für dessen 
Besteuerung der Gesetzgeber folgende 
Steuerbegünstigungen vorsieht:

1.  Hälftesteuersatz für den Veräuße-
rungsgewinn oder 

2.  Verteilung des Veräußerungsge-
winnes auf drei Jahre oder 

3.  Steuerfreibetrag von EUR 7.300,00

Da im Pensionsfall zumeist der Hälfte-
steuersatz für den Veräußerungsgewinn 
zur niedrigsten Gesamtsteuerbelastung 
führt, wird in weiterer Folge auf diesen 
genauer eingegangen. Inwieweit dies 
jedoch im Einzelfall zutrifft, sollte jeden-
falls vorab mit uns geklärt werden.

Bestehen des Betriebes seit
mindestens sieben Jahren

Gewinne aus der Betriebsveräußerung 
können mit dem halben Durchschnitts-
steuersatz besteuert werden, wenn der 
Betrieb mindestens sieben Jahre be-
standen hat und aufgegeben wird, weil 
der Steuerpflichtige

•  gestorben ist, 

•  erwerbsunfähig ist oder 

•  das 60. Lebensjahr vollendet hat und 
er seine Erwerbstätigkeit einstellt.

Eine Ausnahme dazu ist der Teil des Ver-
äußerungsgewinnes, der auf die zum 
Anlagevermögen gehörenden Grund-
stücke fällt. Dieser ist gesondert zu be-
rechnen und mit Immobilienertragsteu-
er in Höhe von 30 % zu besteuern. 

Der Begriff „Grundstücke“ umfasst Ge-
bäude, grundstücksgleiche Rechte sowie 
Grund und Boden.  

Regelbesteuerungsantrag stellen

Da der Hälftesteuersatz bei einem in 
Österreich derzeit geltenden Spitzen-
steuersatz von 55 % maximal 27,5 % be-

trägt, ist dieser niedriger als die Immobi-
lienertragsteuer (30 %). Deshalb kann es 
im Einzelfall sinnvoll sein, beim Finanz-
amt einen Regelbesteuerungsantrag zu 
stellen (Regelbesteuerungsoption). Der 
Antrag bewirkt, dass auch der auf die 
Grundstücke des Betriebsvermögens 
(Gebäude, grundstücksgleiche Rechte, 
Grund und Boden) entfallende Teil des 
Veräußerungsgewinnes zum Hälfte-
steuersatz besteuert wird.

Allerdings ist zu beachten, dass die Re-
gelbesteuerung für alle Einkünfte aus 
betrieblichen und privaten Grundstücks-
veräußerungen im Veranlagungsjahr gilt. 
Der Hälftesteuersatz kommt jedoch nur 
für jene Grundstücke zur Anwendung, 
die zum veräußerten Betrieb gehören. 
Gibt es in dem Veranlagungsjahr noch 
andere, private Einkünfte aus der Veräu-
ßerung von Gebäuden, Grundstücken 
und grundstücksgleiche Rechte, werden 
diese aufgrund der Regelbesteuerung 
zum Gesamtbetrag der Einkünfte hin-
zugezählt und unterliegen dem norma-
len progressiven Steuersatz bis zu 55 %.

Im Einzelfall kann sich die Regelbe-
steuerungsoption daher als nachteilig  
herausstellen und sollte vorab bespro-
chen werden.

Einstellen der Erwerbstätigkeit

Das für die Anwendung des Hälfte-
steuersatzes notwendige Einstellen der 
Erwerbstätigkeit bedeutet, dass keine  
Tätigkeiten mehr ausgeführt werden, die 
sich als aktive Betätigung im Erwerbsle-
ben darstellen, und zwar gleichgültig, 
ob die Einnahmen der Einkommen-
steuer unterliegen oder nicht. Auch die 
Verpachtung eines nicht aufgegebenen 
Betriebes ist eine Erwerbstätigkeit. 

ECA-Steuertipp:

Vor dem Betriebsverkauf sollte genau 
geprüft werden, wie sich die Verhält-
nisse nach der Veräußerung darstellen 
und welche steuerliche Begünstigung 
gewählt werden kann. Sprechen Sie 
rechtzeitig mit uns über Ihre Pläne!

»Überschreitung der
Geringfügigkeitsgrenze »
Bei der Überschreitung der Geringfügig-
keitsgrenze kann es zu unangenehmen 
Konsequenzen für Dienstnehmer und 
Dienstgeber kommen.

Seit 1.1.2018 liegt die Geringfügigkeits-
grenze bei EUR 438,05 pro Kalendermo-
nat. Sonderzahlungen (z. B. Urlaubsgeld 
oder Weihnachtsgeld) sind bei der Gering-
fügigkeitsgrenze nicht zu berücksichtigen. 
Somit können die EUR 438,05 14 mal pro 
Kalenderjahr ausgezahlt werden, ohne die 
Geringfügigkeitsgrenze zu überschreiten. 

Was passiert bei Überschreitung 
der Grenze?
Kommt es während der Beschäftigung zu 
einer Erhöhung des Entgeltes, wodurch 
die oben genannte Grenze überschrit-
ten wird, liegt ab Beginn des jeweiligen 
Kalendermonats Vollversicherung vor. 
Das bedeutet, dass der Dienstnehmer 
nunmehr nicht nur unfallversichert ist, 
sondern auch in der Kranken- und Pensi-
onsversicherung pflichtversichert ist. Der 
Dienstgeber behält die dafür vorgese-
henen Beiträge gleich vom Bruttoentgelt 
ein und führt diese ab. Weiters erhöhen 
sich für den Dienstgeber aufgrund der 
Vollversicherung des Dienstnehmers die 
Kosten für den Mitarbeiter, da die Beiträ-
ge für die Kranken- und Pensionsversi-
cherung von beiden getragen werden. 

Konsequenzen für Dienstnehmer
Der Dienstnehmer kann ...

•  den Bezug von bestimmten Sozial-
leistungen z. B. das Arbeitslosengeld 
verlieren. 

•  das Weiterbildungsgeld während der 
Bildungskarenz verlieren. 

•  einen pensionsschädlichen Zuver-
dienst haben, wenn er sich nicht in 
regulärer Alterspension befindet. 

•  unter Umständen den Kündigungs- 
und Entlassungsschutz der Eltern-
karenz verlieren.

Diese Überlegungen sind für Dienst-
nehmer, Unternehmer oder auch bei Be-
schäftigungsverhältnissen in Familienbe-
trieben wichtig. Wir unterstützen Sie bei 
der korrekten Abrechnung und Planung 
der Lohnzahlungen!
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